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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 2 U 31/09 B 
 
L 3 U 107/06 (LSG Berlin-Brandenburg) 
S 69 U 1027/00 (SG Berlin) 
 
 
 
……………………………. , 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigter: ………………………………, 
  
 
 
 

g e g e n 
 
 
 
Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft Baden-Württemberg, 
Vogelrainstraße 25, 70199 Stuttgart, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
 
Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 17. März 2009 durch den  

Richter   D r.  B e c k e r   als Vorsitzenden sowie die Richter   M u t s c h l e r    

und   H e i n z    

beschlossen:  

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg vom 11. Dezember 2008 wird als 

unzulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten.  
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in der angefochtenen Entscheidung 

des Landessozialgerichts (LSG) ist als unzulässig zu verwerfen (§§ 160a Abs 4 Satz 1, 169 

Sozialgerichtsgesetz <SGG>). Die Klägerin hat zur Begründung der Beschwerde entgegen 

§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG einen Zulassungsgrund iS des § 160 Abs 2 SGG (grundsätzliche 

Bedeutung, Abweichung oder Verfahrensmangel) weder hinreichend dargelegt noch bezeich-

net. Da der Beschluss über eine erfolglose Nichtzulassungsbeschwerde nur kurz begründet 

werden soll und von einer Begründung abgesehen werden kann, wenn sie - wie hier - nicht 

geeignet ist, zur Klärung der Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (§ 160a 

Abs 4 Satz 2 SGG), beschränkt sich der Senat auf folgende Hinweise: 

 

Die Klägerin stützt sich auf den Zulassungsgrund der grundsätzlichen Bedeutung der Rechts-

sache nach § 160 Abs 2 Nr 1 SGG. Den Darlegungserfordernissen für eine Grundsatzrevision 

ist nur dann genügt, wenn eine abstrakte Rechtsfrage klar formuliert und ausgeführt wird, dass 

diese von allgemeiner Bedeutung, klärungsbedürftig und klärungsfähig ist (BSG SozR 4-1500 

§ 160a Nr 11 RdNr 19 und Nr 9 RdNr 4, jeweils mwN). Diesen Anforderungen wird die 

Beschwerdebegründung nicht gerecht. 

 

Unabhängig davon, ob sich dem Beschwerdevorbringen eine aufgeworfene Rechtsfrage ent-

nehmen lässt, erschöpft sich das Vorbringen der Klägerin darin, die Rechtsauffassung der vor-

instanzlichen Gerichte wegen einer aus ihrer Sicht unzulässigen Steuererhebung durch die 

Beklagte als "verfassungswidrig" zu bezeichnen, ohne auch nur im Ansatz die 

Grundrechtsnorm aufzuzeigen, gegen die verstoßen worden sein soll. Dass eine 

Leistungspflicht der Beklagten nicht denkbar sei, ist ebenfalls nicht dargelegt, sondern nur 

behauptet worden. Die Klägerin beanstandet im Kern die Richtigkeit des angefochtenen Urteils. 

Darauf kann eine Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision jedoch nicht in 

zulässiger Weise gestützt werden. 
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Die Kostenentscheidung beruht auf § 193 SGG in der bis zum Inkrafttreten des 6. SGG-Ände-

rungsgesetzes vom 17.8.2001 (BGBl I 2144) am 2.1.2002 geltenden Fassung, weil die Klage 

vorher erhoben wurde (BSG SozR 3-2500 § 116 Nr 24). 
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